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amtlicher Teil .
Prüfung im tmfbeacMag .

** Die nächsten öffentlichen Prüfungen im Hufbeschlag iver-
den Dienstag , ixg. 25 . April 1922, vormittags 8 Uhr in der
Hufbeschlagschule zu Karlsruhe , Donnerstag , den 27. April
1922 vormittags 8X Uhr in der Hufbeschlagschule zu Meß -
kirch und Samstag , den .29 . April 19Hi vormittags 3 Uhr
jn der Hufbeschlagschule zu Mannheim statfinden .

Der Midersinn der Mbein-
landbesatzung.

Bon Siegmund Herbert.
Ein angeseherles Pariser Blatt veröffentlichte kürzlich eilte

IFusammenstellung der bisher vo« Deutschland in bar gelei¬
steten Reparationen und kam in seiner anschließenden Betrach-
tirng zu dem Schluß , daß Frankreich ans diese » Beträgen für
den Wiederaufbau seiner zerstörten Gebiete so gut wie gar
nichts erhalten habe, da die tzioldmilliarven von den Besät ,
zungstruppen fast restlos aufgebraucht worden seien. Diese
Feststellung einer französischen Zeitung ist zu begrüßen , denn
sie bedeutet nichts anderes , als eine sich in Frankreich langsam
bemerkbar machende Einsicht für das finanziell Unvoc:e >.hafte
der Beibehaltung der Rheinlandbesatzung . Aber ganz abge¬
sehen davon, daß es für die alliierten Mächte höchst unrentabel
ist, ein kostspieliges Heer am Rhein zu unterhalten , ist doch
das Verhalten der Entente in diesem Punkte , und ganz befon-
derS das Frankreichs , ein solches , wie es in die gegenwärtige
Zeit mit ihren der Vorkriegszeit gegenüber vollkommen ver¬
änderten Machtverhältniffen keineswegs mehr hineinpatzt .

Es wäre zu verstehen, daß die Entente zum Faustpfand
greift , wenn Deutschland noch eine militärische Macht där -
stellen würde , mit der vor allem Frankreich zu rechnen hätte ,
oder wenn Deutschland tatsächlich teine Neigung zeigen würde,
die im Friedensvertrag von Versailles eingegangenen Ver-
pfl -chtungen zu erfüllen . Aber weder das eine noch das andere
trifft zu . Ein Blick auf die Landkarte , ein Blick auf die
Bühne der internationalen Politik kaffen sofort erkennen ,
daß es noch andere Garantien als die gegenwärtig geübten
für die Ausführung des Versailler Vertrages und die Aus-
rochterhaltung des europäischen Friedens gibt. Die Auf¬
richtung einer alliierten Militärdiktatur im Rheinland ist
jedenfalls in keinem Falle daS geeignete Mittel . Der um
Deutschland gelegte Ring ve bündoter , bis an die Zähne be¬
waffneter , und jeden Augenblick zum Losschlagen bereiter
Mächte bietet der Entente doch wohl die beste Gewähr dafür ,
daß sämtliche Befürchtungen Frankreichs , mit der es zwecks
Aufrechterhaltung der Rheinlandbesetzung arbeitet , vollkom¬
men unbegründet stnd.

Wer den Verstoß gegen das Völkerrecht, den diese Militär¬
herrschaft im Rheinland darstellt , ist bereits genug gesprochen
und geschrieben worden ; erwähnt mag aber noch werden , daß
die Unterordnung einer deutschen Millionenbevölkerung unrer ,
ein alliiertes , vornehmlich französisches, Militärregime keines¬
wegs geeignet sein dürfte , ein freundnachbarliches Verhältnis
zwischen Frankreich und Deutschland herbeizuführen . Da »
wird in Frankreich auch gar nicht erstrebt . Es hat vielmehr
ei« Interesse daran , daß das Rheinland in seiner jetzigen
Verfassung stets der Herd neuer Unstimmigkeiten zwischen !
den beiden Nachbarstaaten bleibe, damit Frankreich a« S den
Zwischenfällen, die sich unter einer feindlichen Militärherr -
schaft ereigjnen müssen , jederzeit eine „anhaltende Feindselig -
keil der deutschen Bevölkerung Frankreich gegenüber " heranS -
konstruieren kan« . Unter solchen Voraussetzungen wird eS
keineswegs zu einer Bölkerversöhnung , von der gerade in den
Ententestaakrn so viel gesprochen wird, kommen.

Wenn auch Frankreich heute innerhalb der Entente first
allein mit der Forderung der Aufrechterhaltung der militä¬
rischen Besetzung des Rheinlandes dasteht, so wäre es doch
falsch, daraus schon optimistische Schlüffe zu ziehen . Den
praktischen Köpfen unter den Ententestaatsmännern kommt
es gewiß weniger auf die Fortsetzung der Siegerpose bis in
alle Ewigkeit, als vielmehr auf die Vermeidung jeglicher un¬
nötiger Ausgaben an . Da die Rheinlandarmee keineswegs
eine Einrichtung ist, die nur geringe Unkosten verursacht , son-
dein gerade sehr kostspielig wirkt, bildet ihr Abbau schon
lange den Gegenstand von Erörterungen zwischen den alliier¬
ten Finanzministern . Bei diesen wird es auch letzten Endes
liegen, wie lange das Rheinland noch von fremden Truppen
besetzt bleiben wird . Nur unter dem Gesichtspunkte der Ver¬
ringerung aller unproduktiven Kriegsmaßnahmen (denn nichts
anderes stellt die Besetzung des Rheinlandes dar ) wird das
Rheinlandproblem gelöst werden können, da die finanzielle
Seite des Versailler Vertrages heute wichtiger ist, als jede
andere Angelegenheit .

Vorläufig aber ist der französische Einfluß noch so groß ,
«aß weder England noch Italien einen ernsthaften Versuch
unternommen haben , noch in nächster Zeit unternehmen wer¬
den, der gegen de« französischen BesatznagSwahnstnn energischFront macht .

Ikepnes über die Revision
des Versailler Vertrages.

In seinem soeben bei Duncker und Hnmblot in München
erschienenen neuesten Buch „Revision des Friedensvertrages '
schreibt der bekannte englische Wirtschaftspolitiker KeyneS
u . a . :

„Es ist die Art moderner Staatsmänner , so viele Torheiten
auszusprechen, wie das Volk verlangt , und nicht mehr davon
in die Praxis umzusetze », als sich mit dem, was sie gesagt
haben, verträgt , in der Erwartung , daß die als Folge der ge¬
sagten Torheiten geschehenen Handlungen sich bald als Tor¬
heiten Herausstellen und ihnen eine Gelegenheit geben, zur
Weisheit zurückzukehren , — die MonteSsori-Methode der Er -
ziehung des Kindes Volk genannt . Wer diesem Kinde wider¬
spricht , mutz seinen Platz wieder anderen Lehrern einränmen .
Man lobe deshalb die Schönheit der Flammen , nach welchen
es greifen will, die Musik des zerbrechenden Spielzeuge » ; ja ,
man sporne es noch an, und warte trotzdem als kluger und
väterlicher Retter der Gesellschaft mit wachsender Sorge auf
den richtigen Augenblick , um es zurückzureißen, nachdem es
sich gerade die Finger verbrannt hat und daher nun ganz Ohr
ist.

Auf jeden Fall , Privatpersonen sind nicht wie Kabinett¬
minister verpflichtet, die Wahrhaftigkeit dem öffentlichen Wähle
zu opfern . Einer Privatperson ist es erlaubt , frei und offen
zu reden und zu schreiben . Aus diesem Grunde kann ich eS
nicht als Fehler ansehen, daß ich „Die wirtschaftlichen Folgen
des Friedensvertrages " auf einer wörtlichen Auslegung des
Vertrages von Versailles fußen ließ, bezw . der Ergebnisse der
tatsächlichen Ausführung desselben untersucht habe . Ich be¬
haupte, daß ein großer Teil seines Inhaltes eine Unmög¬
lichkeit darstelle; aber ich kann deshalb nicht denen meiner
Kritiker recht geben, die sagen, daß er gerade aus diesem
Grund auch harmlos war . Die Eingeweihten stimmten von
Anfang an mit vielen meiner hauptsächlichen Schlußfolgerun¬
gen aus dem Vertrage überein . Aber es war trotzdem deshalb
nicht unwichtig, daß auch die Öffentlichkeit sich diesen Schluß¬
folgerungen anschlietzen sollte .

Denn eS gibt augenblicklich zwei Auffassungen : nicht, wie
in früheren Zeiten, die wahre und falsche, sondern die Auf¬
fassung der Öffentlichkett und die der Eingeweihten ; dis
öffentliche Meinung , zum Ausdruck gebracht durchsdie Politiker ,
Zeitungsschreiber und Beamten in den Büros und den Geheim¬
zimmern sowie auf den Hintertreppen , die. in geschloffenen Krei¬
sen zum Ausdruck gelangt . Aber es giv > noch eine weitere
Verwickelung . Jn England (und vielleicht a :J) noch ander¬
wärts ) gibt es zweierlei Anschauungen der Öffentlichkeit, die
welche in den Zeitungen zum Ausdruck kommt, und die, von
der der einfache Mann innerlich glaubt , daß sie die wahre ist.
Diese Awei Grade der öffentlichen Meinung stehen einander
viel näher , als sie der Ansicht der Eingeweihten stehen, und
in gewissen Punkten sind sie identisch ; und doch besteht unter
der Oberfläche ein grundlegender Gegensatz zwischen dem
Dogmatismus und der Entschiedenheit der Preffe und dem
lebendigen, schwankenden Glauben des einzelnen Mannes .

Ich bilde mir ein, dich bereits im Jahre 1919 der Durch-
schnittsengländer niemals tatsächlich an die Erlangung einer
Kriegsentschädigung glanbtr : er hörte davon stets mit einem
gewissen intellektuellen Zweifel. Aber es schien ihm, als ob
es wenigstens augenblicklich kaum schaden könnre, dem Kriegs¬
entschädigungsgedanken nachzuhängen, und auch , daß in An¬
betracht der Zeitströmung der Glaube an die Möglichkeit un¬
beschränkter Zahlung durch Deutschland, selbst weniger zu-

j treffend , so doch Wohl anständiger wäre, als der Glaube an
das Gegenteil . Darum ist der kürzlich erfolgte Wechsel in der
britischen öffentlichen Meinung nur teilweise verstandesgemätz
und ist zumeist den veränderten Umständen zuzuschreiben :
denn man hat eingesehen, daß das Bestehen auf der Entschäd-
digung jetzt praktischen Schaden mit sich bringt , während die
Ansprüche des Gefühls nicht mehr so sehr in die Wage fallen .
Er ist deshalb bereit, Argumenten zu folgen, die er schon im
Innersten seines Herzens als zutreffend erkannt hatte .

Gleichviel , ob diese Darstellung zutrifft oder nur in der
Einbildung besteht , es kann keine Zweifel geben über den
enormen Wechsel in der Stimmung der Öffentlichkeit wähnend
der letzten zwei Jahre . Der Wunsch nach einem ruhige » Lebe«,
nach verminderten Verpflichtungen, nach harmonischem Zu¬
sammenleben mit unseren Nachbarn steht jetzt an erster
Stelle .

Der Größenwahn des Krieges ist entschwunden, und ich
wünsche seine Anschauungen in Einklang mit den Tatsachen
zu bringen . Aus diesem Grunde bröckelt von dem Wiedergut -
machuugskapitel des Versailler Vertrages immer mehr ab . ES
besteht jetzt wenig Grund zu der Befürchtung , daß dw ruinösen
Folgen seiner Ausführung sich jemals in die Wirklichkeit um «
setzen. Wenn wir uns die beiden vergangenen Jahre die ge¬
rade hinter unS liegen, etwa» näher ansehen, so wird uns ,
glaube ich, hauptsächlich auffallen , wie häufig man dazu ge¬
griffen hat, etwas glaube» machen zu wollen, waS nicht so ist,
und die schädliche Wirkung, die dadurch erreicht worden ist.
Meine abschließenden Vorschläge gehen von der Annahme auS,
daß dieser Bestandteil d«S Glauchenmachenwollens aufgehört
hat , im politischen Leben von Nö ên zu sein ; daß die öffent¬
liche Meinung jetzt darauf vorbereitet ist , daß die Eingeweih¬
ten ihre inneren Überzeugungen enthüllen und danach han¬
deln, und daß es nicht länger eine Handlung nutzloser Indis¬
kretion vorstellt, in der Öffentlichkeit vernüafnge Gedanke« zu
äußern .'

Deutscher Reichstag .
Im Reichstag wurde gestern ein Gesetz über die RegelunDder Einfuhr in allen drei Lesungen angenommen , wonach a»

Stelle de» bisherigen Reichsbevollmächtigten die ZollverwÄ -
tung mit den Befugnissen der Überwachung der Ein . und
Ausfuhr treten soll . Desgleichen wurde in allen drei Lesun¬
gen angenommen ein Gesetzentwurf, wonach die soziale Gesetz¬
gebung im Saargebiet auf dem VerordnungSwege durchge¬
führt werden soll . Der Gesetzentwurf für Änderung der Ber -
ordnung über Maßnahmen betreffend S cherung der Fleisch «
Versorgung, wird in allen 3 Lesungen angenommen ; ebenso ein,
Gesetz , nach welchem die Verhältniswahl für Krankenversiche«
rnngsvertretungen vorgesehen wird . ES folgt die zweite Be¬
ratung des Gesetzentwurfes über die Heranziehung dev
Frauen zum Schöffen- und Geschworrnenamt.

Abg . Frau Agnes ( U . S . P .) stimmt dem Gesetz zu , da e»
immerhin schon einen Fortschritt bedeutet.

Abg. Dr . Kahl (Dt . Vp .) erklärt für sich und einen Teil
seiner Freunde , die Vorlage abzulehnen . Hierin liege nicht
Mißachtung der Frau . Die ganze Bewegung sei aber nicht
dem Jntereffe der Rechtspflege, sondern politischen Momente «
entsprungen .

Abg. Düringer (Dn . Vp .) erklärt , daß die Ansichten auch
seiner Freunde in dieser Frage geteilt seien . Er selbst
glaube , daß die Rechtspflege unter der Mtwirkung de«,
Frauen nicht leiden werde.

Reichsjustizminister Dr . Radbruch: Wir wollen den Frau « ,
das Recht der Ablehnung geben, aber nur in begrenzter Form .
Sonst erschüttern wir die neue Einrichtung von vornherein .
Ich sehe das Gesetz nicht unter dem Gesichtspunkt deck
Frauenrechts an , sondern unter dem der Rechtspflege. An
der Stelle des reinen Männerrechts wird das Menschenrecht
stehen.

Abg . Marx (Z.) spricht sich gegen den Antrag der Deutsch¬
nationalen auf Wiederherstellung der Regierungsvorlage auS,
wonach von 12 Geschworenen mindestens 7 Männer sein müs¬
sen und den Frauen das unbedingte Mehnungsrecht gegeben
werden soll .

Nach zustimmenden Ausführungen der Kommunisten wer¬
den die deutschnationalen Anträge abgelehnt und ein Antrag
angenommen , daß mindestens ein Schöffe ein Mann sein muß .
Die Hebammen und Krankenpflegerinnen werden von dry
Annahme ausgeschlossen und das Gesetz hierauf in zweiter und
dritter Lesung mit großer Mehrheit angenommen.

Das Gesetz über die Aufhebung des Schaumweinsteuergesetzes
und Unterstellung des Schaumweines unter die Weinsteuer,aber mit 30 Prozent des Steuerwertes , wird in erster und
zweiter Lesung , ein Antrag , wonach die Krankenkassen statt
ärztlicher Behandlung evtl. Barleistungen zu gewähren habe«,in allen drei Lesungen angenommen, ebenso der vorläufige
Handelsvertrag mit Jugoslavien in dritter Lesung.

Es folgt die Weiterberatung des Etats des Innern .
Abg . Frau Dransfeld sZentr .) verteidigt die im Volks»

empfinden haftende Ansicht, daß die uneheliche Mutterschaft »
selbst durch die größere Schuld auf seiten des Mannes , eine«
Makel bedeute. Die vom Hauptausschuß beantragte Entschlie¬
ßung , daß die uneheliche Mutterschaft keinen Grund zur Ent¬
lassung einer Beamtin sein soll, hat im Lande, besonders auch«
im Reichsverbande der Post- und Telegraphenbeamtinnen , ge¬
waltige Erregung hervovgerufen. Die Berufsverbände hätte «
unbedingt gehört werden müssen , und das merkwürdigste ist,
daß diese Entschließung gerade von einer Frau herstammt ,
der Abg. Frau Pfülf . Was nutzt das Frauenstimmrecht ,
wenn der Frauenwille im Parlament durch Frauen verge¬
waltigt wird .

Abg . Frau Müllcr -Ottfried (Dt . Rat .) : Der Antrag bedeu¬
tet den ersten Schritt zur grundsätzlichen Gleichberechtigung
der unehelichen und der verheirateten Mutter . Auch wir wol¬
len der unehelichen Mutter menschlich helfen. — Die . Annahme
der Entschließung könnte aber dazu führen , daß die weiblichen
Beamten nach und nach vollständig verdrängt werden . ICH
frage die werblichen Abgeordneten, welche Mütter sind , ob sie
ihre Tochter Mutter werden sehen möchten , ohne daß sie in
den Ehe stehen . Wir reichen jedenfalls nicht die Hand dazu ,
die Familie zu untergraben .

Abg . Frau Schröder (Soz .) : Die beiden Vorrednerinne «
scheinen allerdings nicht im wirklichen Leben zu stehen. Sie
wollen die uneheliche Mutter verdammen und ihr Kind zum
Kind zweiten Ranges machen . Was ist es anders , wenn eine
junge Frau , die 1914 verlobt war , als der Bräutigam in»
Feld zog und die er nach der Geburt eines Kindes heiraten
wollte , den Mann aber draußen für das Vaterland im Felde
verlor , wogen unmoralischen Lebenswandels von der Liste der
Beamtenanwärterinncn gestrichen wird ? Wir wollen keine
unehelichen Kinder züchten , sind sie aber da, so dürfen sie nicht
verhungern . Auch der unehelichen Mütter muß b r̂ Schutz der
Verfassung zuteil werden.

Abg. Frau Dr . Bäumer 1 begründet einen Antrag ,
daß sowohl die uneheliche d^e.erschaft wie die Mutterschaft
als Disziplinarfall angesehen werden und das sittliche Verhal¬
ten beider Teile unter die Verantwortung des Geamtengesehe»
fallen soll.

Abg . Frau Nemitz (Unabh.) bestreitet, daß es sich bei dieser
großen Aussprache um eine Forderung oder Rechtfertigung
der freien Liebe handle . Gerade bei den Nichtbesitzenden ffif
die Liebe viel mehr als Grundlage vorhanden, alz bei de«
Besitzenden, wo nur geftagt werde : Was bringst du mit ?

Abg . Frau Mende (Dt . Vp.) tritt für die Eingabe deck
ReichSverbandeS der Post - und Telegravhenbeamtinnen ein,
welche die Disziplinierung wegen unehelicher Mutterschaft
von Fall zu Fall regeln will.

An der weiteren Debatte beteiligen sich noch die Abaq, Fra «
NeuhauslZentr .) , Frau DranSfeld sZentr .) und Fra «
Schuch fe -iß .) . Letztere betont, e» haMe sich

' hier um ei«



Naturrecht , das sich nicht durch geschriebenes Gesetz binnen
lasse .

Abg . Marx (Zentr .) protestiert gegen die Art , wie von der
Tribüne des Hauses eine christliche Institution , die seit Jahr¬
hunderten besteht , behandelt wird . Wir lassen die Ehe nicht
beschimpfen .

Die Entschließung, wonach uneheliche Mutterschaft kein
EutlassungSgrund fein darf , wird unter lebhaften Pfuirufen

Linken mit 199 gegen 166 Stimmen bei 2 Enthaltungen
«bgrlehnt . — Der demokratische Antrag , die Entscheidung
der weiteren Beamtinnen -Oualifikation von Fall zu Fall zu
treffen , wiiÄ dem Rechtsausschuß überwiesen .

Nachdem sodann das Gesetz über die Beseitigung der
SchannUveinsteuer in dritter Lesung endgültig angenommen
ist, wird die Etatsberatung fortgesetzt. — Beim Kapitel „Die
"Gesetze für die rheinischen Gebiete" führt Abg. Korell (Dem .)
aus : Es ist eine politische und sittliche Unmöglichkeit, ein Land
wie das ' Rheinland , 15 Jahre unter fremder Militärherrschaft
zu halten . Es zeigt sich dabei die jämmerliche Abhängigkeit
der englischen von der französischen Politik . Blinde Wut
steigt dem Volk auf , wenn unschuldige Deutsche ermordet wer¬
den . In solchen Fällen ist von der Regierung für die Ermor¬
dung von Deutschen Sühne und für die Hinterbliebenen Un¬
terstützung gefordert und von der Gegenseite bezahlt worden.
Moralische Entwaffnung läßt sich auf diese Weise nicht er¬
zielen, so lange die Besatzung überhaupt noch da ist. (Beifall .)
Es gibt keine Gesundung der Berhältniffe zwischen Deutsch¬
land und der Welt , so lange ein Stamm , wie der rheinisch «,
unter fremder Besatzung steht . Man spricht bei uns von
Bölkerverhetzung. Bölkerverhetzung treiben diejenigen , welche
innerhalb fünf Vierteljahren in einer Meile Umkreis von
meiner Heimat Morde und Totschlag begangen haben. Die
Ernährungspolitik dem Rheinland gegenibber must besser wer¬
den, besonders hinsichtlich der Kartoffelversorgung . Die Woh¬
nungsnot ist bei uns noch schlimmer als in Berlin . Wir
Deutsch« müssen uns in unserer Heimat als eine Gemeinde
fühlen , als eine Gemeinde gemeinsamer Hoffnung . (Lebhaf-
ter Beifall .)

Zur Gruppe „Erziehungs - und Schulfragen " empfiehlt Abg .
Frau Dr . Map (D . Pp .) mehrere Anträge auf besondere Be¬
rücksichtigung des Grenz - und Auslandsdeutschtums im llriter -
richt der Schule, der hausmütterlichen Ausbildung der

"Räd¬
chen, Vorlegung eines Reichsspielplatzgesetzes und Förderungder Jugendwanderungen .

Abg . Dr . Luther (D . Vp . ) fordert Förderung von Kunst
und Handwerk, besonders der niedergehenden Keramik, We¬
berei und Drechslerei. Er verlangt einen Gesetzentwurf zur
Bekämpfung von Schmutz und Schund.« fcß. Dr . Löwenstein (Unäbh. ) verlangt Erhöhung der
Summe für Freistellen an den höheren Lehranstalten auf 10
Millionen Mark , um auch Arbeiterkindern den Aufstieg zuermöglichen.

Der Antrag Löwenstein wird schlietzlich abgelehnt , die An-
träge der Frau Dr . Matz angenommen .

Die Beratung wird bei Gruppe „Polizeitechnischc Nothilfeund Reichskommissar für öffentliche Ordnung " fortgesetzt.
Abg . Dr . Herzfeld (Komm.) bekämpft in längerer Rede die
Stellung des Reichskommiffars als Spihelzentrale .

Freitag vormittag 11 Uhr : Weiterberatung und Antrag
Loebe über die Rot der Zeitungen . — Der Antrag war bis¬
lang von den Koalitionsparteien und den Deutschnationalen
unterzeichnet ; es hat sich auch eine graste Anzahl von Mit¬
gliedern der dentschen Bolkspartei angeschloffen. Schluß gegen
11 Uhr.

politische Neuigkeiten .
Die Antwort an General ikollet .

Die deutsche Antwortnote auf die Schutzpolizeifordernngen
der Enteilte ist gestern abend überreicht worden. Amtlich wird
mitgeteilt : »Der Reichsminister des Auswärtigen hat am
5 . April General Rollet folgendes Schreiben in der Polizei »
-frage überrnittelt :

Herr General ! Auf die Rote vom 28 . März 1922 beehre
ich mich, folgendes zu erwidern : Schon vor Eingang dieser
Note hat die deutsche Regierung sich veraulastt gesehen , die
Frage der Ordnungspolizei den Regierungen der alliierten
Hauptmächte zu unterbreiten und an sie die in Abschrift bei¬
liegende Note zu richten. In dieser Note werden die alliierten
Mächte ersucht , die in dem Schreiben der deutschen Regierung
vom 15. März 1922 dargelegten Gesichtspunkte auch ihrerseits
einer nochmaligen Prüfung zu unterziehen und dabei die
schweren inneren Gefahren zu berücksichtigen , die für Deutsch¬
land aus seiner Schwächung der Schutzpolizei in ihrem jetzigen
Zustande entstehen müssen . Eine Stellungnahnie der alliierten
Regierungen ist bisher nicht erfolgt .

Inzwischen hat die Kommission das Schreiben vom 15. März
mit der Note vom 23. März beantwortet , in der sie, ohne auf
die von der deutschen Regierung vorgetragenen Darlegungen
irgendwie einzugehen, vor allein weiteren die Anerkennung
des Prinzips der Rückkehr zur Organisation der Polizei von
1918 verlangt . Di« deutsche Regierung wird auch diese Maß¬
nahme unverzüglich zur Kenntnis der alliierten Regierungen
bringen . Sie hofft nach wie vor, datz diese sich bereitfinden
werden, die Verständigung in der Frage der Ordnungspolizei
auf der Grundlage der im Schreiben vom 15. März gemachten
Vvrschlääge zu suchen . Im Einverständnis mit den Regierun¬
gen der deutschen Länder bin ich jedoch schon jetzt in der Lage.
Ihnen , Herr General , in Beantworrung Ihrer Note mitzutei¬
len . daß die dciltsche Regierung von den in der Note vom 23.
März enthaltenen Erklärungen der Kommission Kenntnis
niinmt , wvnach auch diese für die Länder dir Möglichkeit wah¬
ren will, im Rahmen der übernommenen Verpflichtungen dir
Organisation der Polizei den seit 1913 eingetretene « Verhält -
niffen anznpaffen. Die deutsche Regierung geht davon aus ,
vast danach die für die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe
und Ordnung «nd damit auch des Wirtschaftslebens in
Deutschland unentbehrlichen polizeiliche » Grundlagen garan¬
tiert werden. Sie nimmt an , datz die Kontrollkommission un»
ter der in der Note zum erstenmal gebrauchen Formel „Rück¬
kehr zur Organisation von 1918 " die Erfüllung der im Frie -
dcnsvertrag , in der Note von Boulogne und in dem Pariser
Beschlüsie « festgesetzten Verpflichtungen Deutschlands versteht.
Dies vovrausgeschickt , erkennt die deutsche Negierung für
sämtliche deutschen Länder den Zustand von 1913 als Grund¬
lage für die Organisation der Polizei an .

Genehmigen Sie usw .
*

In der Note vom 25 . März , auf die sich das vorstehende
Schreiben bezieht und die in Abschrift beigelegt ist, hatte die
deutsche Regierung den alliierten Hauptmächten dargelegt, datz
die Haltung der Interalliierten Militärkontrollkommission ge¬
gen die deutsche Ordnungspolizei nicht den Motiven entspreche ,
aus denen der Oberste Rat der Alliierten Deutschland seiner¬
zeit eine Vermehrung der Ordnungspolizei von 92 000 auf
150 000 Köpfe zugestanden hatte . Der damaligen Entscheidung
habe, so heißt es darin , die Erkenntnis zugrunde gelegen, datz
unter den gegenwärtigen Verhältniffen die Auftechterhaltung
»on Rübe und Ordnung in den deutschen Ländern , die eine

Boranssetzung für die Erfüllung brr Reparativnsverpflichtnn .
gen ist, nicht mit den Polizeikräften nach dem Stande vom
Jahre 1913 möglich sei . Das Vorgehen der Kontrollkommission
gegen die Ordnungspolizei der deutschen Länder laufe daraus
hinaus , die Ordnungspolizei zu atomisieren und ihr den Cha¬
rakter reiner kommunaler Einzelfchutzmannschasten aufzu -
zw ngcn. Die Kommission betrachte die Frage rein vom
Standpunkt der Abrüstung aus . nicht von dem der Sicherung
Deutschlands. Diese Auffassung könne verhängnisvoll werden»
denn Deutschland sei zurzeit noch kein innerlich beruhigtes
Land . Es,genüge , an die Aufstände im Ruhrgebirt «nd in
Thüringen , sowie an den Streik der Eisenbahnbeamten zu er-
innern , um das nachzuweisen. Auch werde die wirtschaftlich«
Rot weitester Kreise des deutschen Volkes infolge der unauf¬
haltsam einsetzenden Teuerung — mit der die Erhöhung der
Löhne und Gehälter nicht Schritt halten könne — dazu beitra¬
gen, die bestebenden Gegensätze zu vertiefen und die Gefahren
zu steigern. Die Forderungen der Militärkontrollkommission
machten es den deutschen Ländern unmöglich, sich der Polizei
als wirksames Mittel zur Verhütung und Abwehr innerer
Unruhen zu bedienen. Würden nach Forderung der Kommis¬
sion die festen Verbände völlig aufgelöst, so bedeute die Polizei
im Falle größerer Unruhen nicht eine Stütze , sondern eine
Gefahr für den Staat , weil ihre Waffen in kürzester Frist in
den Besitz der Auftührer übergehen würden . Andererseits sei
auch die Reichswehr nicht entfernt stark genug, um für sich
allein den Schutz von Ruhe und Ordnung gewährleisten zu
können. Die Notwendigkeit, daß das Reich den Ländern , denen
die Polizeihoheit zustehe , Maßnahmen zumuten , die nach deren
Überzeugung ihre Lebensnotwendigkeiten gefährden, müffe zu
schweren inneren Konflikten führen .

Die Note erinnert zum Schluß an die Solidarität aller Kul.
turvölker gegen staats - und autoritätsvcrneinende Elemente
und weist auf die ernste Gefahr für die Sicherheit des Konti-
nents hin, die aus einem Abgleiten Deutschlands in den Zu¬
stand innerer Wirren entstehen würde.

§ ie Mot der Leitungen .
Dem Reichstag ist ein von Angehörigen sämtlicher Parteien

mit Ausnahme der Kommunisten gestellter Antrag Löbe zuge-
gangen , der die Rrichsregierung ersucht , mit möglichster Be¬
schleunigung einen Gesetzentwurf vorzulegen , durch den der
Not der Zeitungen auf wirtschaftlichem Gebiet wirksam ge¬
steuert wird . Der Reichstag erwartet diesen Gesetzentwurf so
rechtzeitig, datz seine Beratung durch den Reichstag unmittel¬
bar nach seinem Wiederzusammentritt begonnen werden kann.

Die Neicksin ^ exMern .
* Nach einer kurzen Verlangsamung der Teurrungsentwick -

lung gegen Ende Februar nahm die Teuerung im März wei¬
ter stark zu . Die vom Statistischen Reichsamt auf Grund der
Erhebungen -über Aufwendungen für Ernährung , Wohnung ,
Heizung und Beleuchtung einer fünfköpfigen Familie berech¬
nete Reichsindexziffer für Lebenshaltungskosten stieg durch¬
schnittlich im März auf 2302 . Gegenüber Februar (1989)
stiegen die Lebens^ iltungskosten damit um 16,7 Prozent , ge¬
genüber Januar um 40,4 , gegenüber März 1921 um 16,5
Prozent . Ungefähr gleich stark wie die Gesamtausgaben stie¬
gen im Berichtszeitraum die Ernährungskosten , deren Index¬
ziffer für den Durchschnitt Kiärz 3152 beträgt . Gegenüber
dem Vormonat bedeutet dies eine Steigerung von 15,6,
gegenüber März 1921 eine Erhöhung von mehr als 165 Proz .
des damaligen Standes . An der Steigerung haben fast aus¬
nahmslos alle Lebensmittel teil . Nur einige Gemüsesorten ,
Schellfische , Eier , konnten in einer Reihe von Gemeinden
etwas im Preise verbilligt werden , während Fleisch und Fett
allenthalben ganz besonders im Preise anzogen . Für Brot
kommt erstmalig die starke, Mitte Februar eingetretene Preis¬
steigerung in der Indexziffer voll zum Ausdruck. Weit mehr
als die Ernährnngs -Grfamtkosten nahmen die Ausgaben für
Heizung «nd Beleuchtung im Durchschnitt März gegenüber
dem Vormonat zu . Die im März eingetretene Steigerung
der Lebenshaltungskosten war im Gegensatz zu den Vormona¬
ten in - den Großstädten nicht ganz so bedeutend wie in mitt -
leren und Kleinstädten.

Das Neicksscdnlgesetz .
Im Reichstagsausschuß für Bildungswesen ist die Beratung

über den entscheidenden § 1 des Reichsschulgesetzes geschlossen
worden. In der Debatte erklärte Staatssekretär Schulz, es
sei für ihn ohne Zweifel, daß der Gemeinschaftsschule nach der
Verfassung eine bevorrechtigte Stellung gebühre. Wenn be¬
schlossen würde, daß alle drei Schularten gleichberechtigt seien,
sei eine neue Lage geschaffen , die Grundlage des Entwurfs
verschoben , so daß die Reichsregierung zu der Angelegenheit
erneut Stellung nehmen müsse. Der Begriff der Grundschule
sei in Weimar noch nicht so geklärt gewesen, wie es inzwischen
durch das Reichsgrundschulgesetz geschehen sei . Jedenfalls be¬
ziehe sich Absatz 2 des Artikels 146 nicht nur auf die Grund¬
schule im Sinne des Grundschulgesetzes, sondern auf die ge¬
samte Volksschule .

Nunmehr erfolgte die Abstimmung über § 1 . Die An¬
träge der Demokraten , Sozialdeinokraten und Unabhängigen
wurden abgrlehnt . Angenommen wurden in gleichlautender
Fassung die Anträge der Deutschnationalen , der Deutschen
Volkspartei und des Zentrums , die den « 8 1 folgenden Wort¬
laut gaben :

„Die Volksschulen sind entweder Gemeinschaftsschulen (8 2)
oder Bekenntnisschulen (8 8 ) oder bckenntnisfreie Schulen
G 4) . Den drei Schularten dieses Gesetzes ist gleickmäßige
freie Entwicklungsmöglichkrit zu gebe «."

Eine demokratische Resolution , die aussagt , datz der Inhalt
der angenommenen Anträge im Widerspruch zum Wortlaut
und Geist der Verfassung stehe, gelangte noch nicht zur Ab¬
stimmung . Diese wurde bis auf das Ende der Beratung ver¬
schoben, Der Ausschuß vertagte sich sodann.

Die Ikeiwsgewerksckatt Deutscher
Lisenbalinbeamten .

Auf der Hauptversammlung der Reichsgewerkfchast wurde
am Mittwoch die Aussprache über den Streik fortgesetzt.
Reichstagsabgeordneter Schuldt , der am Dienstag von der ra¬
dikalen Mehrheit verhindert worden war , seinen Standpunkt
klarznlrgen , war ebenso, wie die ihm nahestehenden Mitglie¬
der des Hauptvorstandes , zunächst nicht erschienen. Der zweite
Vorsitzende , Thieme, wandte sich scharf gegen Schuldt und be¬
hauptete , daß diesem , wie dem gesamten Hauplvorstand , recht¬
zeitig von dem Ausgang der Besprechungen im Finanzmini¬
sterium und mit dem Deutschen Beamtenbund . Mitteilung ge-
macht worden sei. Die Reichsgewerkschaft müffe fest zusam-
menhalten , um sich in der Mahregelungsfrage gegen den Ver -
kehrsminister zu behaupten . Der Antrag , sofort eine Kommis¬
sion zum Reichskanzler zu schicken , u» ihn nochmals bezüglich
der Disziplinierung an sein Versprech» zu erinnern , drang

nicht durch , nachdem der Vorsitzende erklärt hatte , daß der
Reichskanzler zurzeit nicht erreichbar sei.

In der weiteren Aussprache wurden heftige Vorwürfe arger,
den alsen Vorstand laut . Schuldt und seine Freunde hätten
sich bei Zeiten zurückziehen muffen, als fie merkten, daß die
Beamtenschaft zum Streik entschloffen sei. Es sei unehrlich
von ihnen gewesen , ihre Ämter weiter zu verwalten , nachdem
fie die Überzeugung gewonnen hatten , daß sie die von der
Mehrheit der Eisenbahnbeamten gewünschte Richtung nicht
mitmachen könnten. Infolgedessen wurde aus der Versämm-
lung der Antrag gestellt, Schuldt und seinen Freunden , wenn
fie nicht sofort ihre Ämter niederlegten , ein Mißtrauensvotum
auszustellen . Ein anderer Redner wandte sich in schärfster
Weise gegen einzelne Fachgruppen in der Reichsgewerkschaft.
Besonders schimpflich sei das Verhalten der Fachgruppe IX
(höhere Beamte ) , die schon während des Streiks fahnenflüchtig
geworden sei . Ebenso müffe man sich aber auch gegen die
Fachgruppe VI (nichttrchnische Beamte ) und Fachgruppe VII
(mittlere und technische Beamte ) wenden, gegen die ebenfalls
ein Mißtrauensvotum am Platze fei . Der Redner stellte unter
dem Beifall der Versammlung den Antrag , auch diese beide »
Fachgewerkschaften als „die Bestrebungen der Reichsgewerk-
fchaft schädigend " auszuschließen. (Frkf . Ztg ." ) .

Nach seiner schon gestern gemeldeten Wiederwahl hielt
Menne eine Rede, in der er der Regierung und dem Deutsche »
Beamtenbnnd anfs neue schärfsten Kampf ansagte . Er er-f
klärte , daß, solange er das Steuer der Reichsgewerkschaft in
Händen habe, nicht ein einziger gemaßregelter Arbeiter auf
der Strecke bleiben werde. Der Reichskanzler müffe unbedingt
sein gegebenes Wort halten , sonst werde die Reichsgewerkschaft
durch Kampf das erreichen, . was ihr auf dem Verhandlungs¬
wege verweigert werde. Die Eisenbahnbeamten dürften die
feste Überzeugung haben, daß sie in einem neuen Kampf nicht
wie diesmal allein kämpfen, sondern daß fie zusammen mit

* anderen den Kampf aufnehmen und gewinnen würden . Er
werde mit seinen Freunden dafür sorgen, daß mach der Deut¬
sche Beamtenbund seine bisherige Neutralität aufgeben und
sich auf den Kampf einstellen werde. Tue der Deutsche Beam.
tenbnnd das nicht , dann solle er zum Teufel gehen. Datzrnf
wurde die Tagung geschloffen .

Bundestag des Deutschen Keamtenbundes
Im Lehrervereinshaus in Berlin begann gestern vormittag

der dritte Bundestag des Deutsche » Beamtenbundes . Zu de?
Tagung sind rund 500 Delegierte aus dem Reiche erschienen.
Als Gäste find zahlreiche Abgeordnete des Reichstages und
Landtages anwesend. Vor Eintritt in die Tagesordnung hielt
der 1 . Vorsitzende des Bundes , Lehrer Flügel , eine Be¬
grüßungsansprache , in der er die Notwendigkeit einer kraft¬
vollen Politik des Beamtenstandes betonte . Nach der Büro¬
wahl hielt Flügel eine programmatische Rede über die künftige
Einstellung des Deutschen Beamtenbundes . Ausgehend von dem
Artikel 130 der Reichsverfaffung, wonach die Beamten Diener
der Gesamtheit , nicht einer Partei sind , betonte der Vortra¬
gende die Notwendigkeit der parteipolitisch- neutralen Grund¬
lage der Beamtenverbände . .

Zur Frage des Beamtenstreiks erklärte der Redner , daß diese
ftirchtbare Waffe nur im Zustande der äußersten Notwehr an -
gewendet werden könne . Jeder Beamtenstreik trage öie ^ Ge¬
fahr des Verlustes der Beamtenrechte in sich. Nur bei ernst¬
hafter Bedrohung der verfassungsmäßigen Grundrechte der
Beamren und bei ernstlicher Gefährdung ihrer Existenzmöglich¬
keit fei der Streik als letztes Mittel anzuwenden . Der sogen .
Verfassungsstreik sei als Streik nicht anzusprechen.

Zur Frage des BerhältntfleS des Beamtenbundes zu de»
Gewerkschaften sagte Flügel , daß unbedingte Voraussetzung für
die Zusammenarbeit die Wahrung der parteipolitischen Neu¬
tralität des Deutschen Beamtenbundes und feiner organischen
Selbständigkeit sei.

Es wurde beschlossen, diese programmatischen Ausführungen
Flügels drucken zu lassen und dem Bundestage noch vor seinem
Ende zu unterbreiten . An die Rede Flügels schloß sich ein
Aussprache, an der sich Vertreter des Bundes , der technisch¬
industriellen Angestellten, der Gewerkschaft deutscher Eisens
bahnbeamten u . a . beteiligten.

Regierungskrise in Sachsen .
In der vorgestrigen Sitzung des sächsischen Landtages ist eil

dadurch zu einer überraschenden Krisis gekommen, daß der
Etat des Justizministeriums samt dem Ministergehalt von den
Bürgerlichen und den Kommunisten abgelehnt wurde . In der
.Nachmittagssttzung haben dann die Kommunfften erklärt ,
fie Hütten angenonunen , über das Ministergehalt werde beson¬
ders abgestinlmt, und sie seien nicht gewillt, das Gehalt ab¬
zulehnen . Präsident Fräßdorf stellte jedoch fest , datz eine noch¬
malige Abstimmung nach der Geschäftsordnung auSgeschloffe »
fei .

Die beiden Rechtsftaktionen stellten nun einen, Initiativ¬
antrag auf Auflösung des Landtags , über den heute entsckstMn
werden soll. Die Demokraten nahmen in einer Anfrag « Pkkl-
lung , die in der Hauptsache dahin lautete , aus der Ablehnung
des Justizetats ergebe sich, datz die Regierung in einer für den
Staat lebenswichtigen Frage sich nicht auf eine Mehrheit des
Landtags stützen könne . Die Erklärung der kommunistischen
Fraktion schaffe die Tatsache nicht aus der Welt , daß sie der
Regierung die für die Justizverwaltung und die ordentlichen
Gerichte notwendigen Mittel zu versagen entschloffen sei.
Pflicht der Regierung sei es, zurückzutreten, um eine Umbil¬
dung des Kabinetts mit dem Ziel einer Mehrheit für die
Staatsnotwendigkeiten zu ermöglichen, oder wenn dieser Ver¬
such f«hlschlage , die Auflösung des Landtags herbeizuführxn .
Ein Vertreter fragt , ob die Regierung bereit ist, diesen Weg zu
beschreiten. Die Fraktion fußt bei diesem Vorgehen auf der
Ansicht , daß erst alle parlamentarischen Mittel erschöpft sei«
müssen, ehe an die Auflösung des Landtags gedacht werde»
könne. Die augenblickliche Lage könnte, so meint der Dres¬
dener Korrespondent der „Frkf . Ztg .

" , möglicherweise zu einem
Versuch mit der Verwirklichung der Bestrebungen führen , die
dahin gehen , den Kurs der Regierung nach der Mitte durch
eine Art Arbeitsgeineinschaft von den in Sachsen unmöglich
ausznschließenden Unabhängigen bis zur Bolkspartei festzu-
legen, was in der Zusammensetzung des Kabinetts nicht un
mittelbar seinen Ausdruck zu finden brauchte.

Ikurze polit . Nachrichten .
* Wirffchastsschulen. Der preußisch« Landtag hat die Mit¬

tel für die Errichtung sogenannter Wirffchaftsschulr« be¬
willigt. die aufstrebenden Kräften aus den Kreisen der werk¬
tätigen Bevölkerung und der Angestelltenschaft die Beteiligung
an der berufsmäßigen Verwaltung sozialer und wirtschastli,
chen Angelegenheiten ermöchlichen sollen. Die ersten Schüler
dieser Art sollen am 2. Mai in Berlin und Düsseldorf eröffnet
werden. Als Leiter der Berliner Schule wurde Privatdozen »
Dr . Hermberz (Kiel) berufen , als Leiter der Düsseldorfer



btt Dozent am staatlichen S -minarkursus für Gewer.
Ltt-brer in Berlin . Handelslehrer S -rlbach. Außer den von
den verschiedenen Gewerkschaftsrichtungen ga entsendenden
Sbülem können auch weitere Personen aus dem ganzen
« eichsgebiet unter bestimmten Voraussetzungen auf eigene
« oklen an dem Unterricht teilnehmen .

Erzeuger für die Beibehaltung der Getreideumlage . In der
Schwab. Tagw .

" findet sich folgende Mitteilung, die auch bei
»ns Beachtung finden dürste :

.Die Bündlerführer fordern bekanntlich die restlose Aus»
tebung der Zwangswirtschaft , d. h. sie wollen für das neue
^ iitejahr die Beseitigung deS Getreideumlageverfahren » er»
reichen . Getreu dem seit langem von ihnen vertretenen
Grundsatz der steien unbegrenzten Ausplünderung des kon¬
sumierenden Volkes . Zum Glück leisten noch nicht alle schwä»
lbischen Erzeuger den von jeder moralischen Feffel sich unbe¬
schwert fühlenden Bündlerherren Gefolgschaft. Es gibt auch
In Erzeugerkreisen einsichtige , der Vernunft zugängliche Man »
» er . Das beweist ein Beschluß des Landwirtschaftlichen Be»
gsrksvereins Balingen , der sich unter gewissen Voraussetzungen
sür die Beibehaltung der Getreideumlage ausspricht. Möge
her Beschluß der Balinger Landwirte im übrigen Lande viele
Anhänger finden ! "

* Der Wechsel in der „Freiheit -Redaktion. Der Wechsel in
her Red . der „Freih . " wird voraussichtl. in den nächsten Tagen
hör sich gehen. Als polit. Chefredakteur übernimmt , wie schon
gemeldet, Reichstagsabgeordneter Dittmann , der auch dem
Porteivorstand angehört , die Nachfolgerschaft Dr . Hilferdings .
Als politische Redakteure treten ferner ein : Hennig -Dresden
und Marchionini-Leipzig.

* England als Gläubiger der Alliierten . Wie Reuter er¬
fährt, hat die englische Regierung an die Alliierten eine Note
gerichtet , in der sie erklärt , sie behalte sich mit Rücksicht <kuf
hie Tatsache, daß England jetzt Zinsen für seicke Schuld an die
Gereinigten Staaten bezahlen müffe, daS Recht vor, ihrerseits
hie Alliierte» auszusordern , sür die von ihnen bei ßnßland
gemachten Kriegsschulden Zinse» zu bezahlen.

Dsdiscke Mebersickt.
Ksdiscder Landtag .

. . DZ . Karlsruhe , 7 . April.
Das Haus verabschiedete heute zunächst die deckte Änderung

he» Besoldungsgesetze », die eine Erhöhung der Grundgehälter
Dringt. Dazu wurde folgender Antrag angenommen :

Die Regierung wird ersucht , bei der Reichsregierung darauf
hinzuwirken, daß im Berzeichnis derjenigen badischen Gemein »
he», welche die sogenannte Wirtschaftsbeihilfe erhalten , solange
nicht geschloffene Wirtschaftsgebiete geschaffen find, auch an»
Herr unter der Teuerung schwer leidende Gemeinden , insbe »
ftzudere Mittel - und OberbadenS, ausgenommen werden.

Das Finanzministerium erhielt die Ermächtigung , sofort
Mit der Auszahlung von Vorschüffen zu beginnen .

Der Berichterstatter Abg. Dr . Baumgartner <Zentr .) gab
hei dieser Gelegenheit Kenntnis von der Stellungnahme des
Ausschusses zu den Angriffen eines Karlsruher Blattes gegen
Finanzminister Köhler. Sodann wurde das Fortbildungs .
»chulgesetz erledigt , worüber Abg. Hofheinz (Dem .)- berichtete.
Alle dazu vorliegenden Anträge wurden zurückgestellt bis zur
«roßen Refmm . , . . .

Abg . Dr . Glöckner (Dem . ) begründete darauf ,m Hmblick
aus die fortschreitende Geldentwertung einen Kollektivantrag
auf Erhöhung der Diätensätze für die Abgeordneten um je¬
weils zwei Drittel . Weiter wird nach dein Vorgang im Reich
«nd den größeren deutschen Ländern «in monatliches Auf¬
wandsgeld von 1000 M . für den Landtagspräsidenten vovge -

B ,en . Ein Gesetzentwurf im obigen Sinne fand einmütige
mmung . „ , ,« ei Redaktionsschluß dauerte die Sitzung noch fort .

DaS Bolksschulwese «.
Die abschließendeBeratung fand am Donnerstag vor,nittag

im Haushaltsausschutz statt . Dabei wurden neben der Erledi »
Dung verschiedener Eingaben durch Überweisung zur Kenntnis -
Dahme an die Regierung folgende Anträge angenommen : Die
Bezahlung der Überstunden der Lehrer ist den gesteigerten
Behältern und den Teuerungsverhältniflen anzupassen, für die
Fortbildung der Lehrer an Volksschulen sollen künf¬
tig 26 000 M . mehr aufgewendet werden, die Umwandlung
von außerplanmäßigen Lehrer st eilen in plan¬
mäßige ist in größerer Zahl vorzunehmen , für daS Studium
tüchtiger und bedürftiger Schüler sind anstatt
SV 000 M. künftig 100 000 M . einzusetzen , zur Beschaffung von
Zugendschriften für die Bolksschulbüchereien sind künf¬
tig 20 000 M . (bisher 6000 M .) in den Voranschlag « inzu-
pellen .

Angeregt wurde noch die Übernahme der Lehrergehälter der
Drtdatanstalten für epileptische , schwachsinnige und krüppel-
Hafre schulpflichtige Kinder auf den Staat , die Höhereinstufung
der Lehrer an schwerhörigen Klassen der Mannheimer Volk»-
fchnlen, sowie der Beginn des Turnunterrichts schon im
1 . Schuljahr .

Die Fremdenkontrolle in Kaden.
Man schreibt uns : In letzter Zeit werden immer wieder in

der großstädtischen Presse des badischen Landes Mitteilungen
Wer angebliche Belästigungen Fremder in Hotels durch poli»
gell ich« Kontrolle veröffentlicht . Man versucht dabei an
Hand von einzelnen Vorkommniffen nachzuweisen, wie über -
püßsig die Krenidenion trolle eigentlich sei und wie schr dar «
unter der Fremdenverkehr zum Nachteil der Hotelbesitzer
leide . Der Frenidenverkehr werde dcümrch gestört , und all«
Anstrengungen der Berkehrsvereine auf Förderung des Frem¬
denverkehrs zum Schiffbruch verurteilt .

Dem gegenüber muß darauf hingewiejen werden , laß in
den Kreisen der erwerbstätigen Stände des badischen Volke»
bittere Verärgerung über eine all zu starke Ausländer »
grfchäftshuberei bei einein Teil der Hotelindustrie besteht. Ein »
Heimisch« Reisende und Touristen sind kaum noch in der Lag«,
jn den Hotels , der hohen auf den Ausländerverkehr zuge-
»chnittenen Preise wegen, Unterkunft zu finden . Im kom¬
menden Sommer wird der badische Schwarzwald und werden
me Hotels in den badischen Städten Tummelplätze für aus »
mndische Bergnügungsreisende fein , während der Erholungs »
suchende des eigenen Landes auf die Sommerfrische wird
döllig verzichten müffen. Wenn dabei noch feststeht, daß ins »
besondere in den großen Hotels man sich nur noch schwer an
m« Polizeistunde , an das Verbot der Tanzbelustigungen und
bergl. halten will, dann sollte man von der Polizeibehörde
^" cht auch noch völlig« Untätigkeit dem Fremdenverkehr gegen.

In der Presse wird zur Zeit recht lebhaft über die un¬
erschwinglichen Fleische Butter » und Lebensmittelpreise Klage
geführt , und dabei behauptet , von einer Bekämpfung deS
Wucher» und der Teuerung verspüre man leider nichts . So »
bald aber die Polizei sich irgendwie rührt , dann hagelt e»
auch wieder Kritik . Der Ausländerverkehr im Innern Deutsch¬
lands ist doch ein wesenllicher Faktor für das Hinauftreibender Preise in den Hotels . Ganz abgesehen aber davon, zeigt
sich bei Ausländern immer wieder das Bestreben, die m
Deutschland maßgebenden, polizeilichen Vorschriften ausdrück¬
lich zu mißachten. Man hält die Staatsautorität und die
Staatsgewalt in Deutschland für sehr schwach und man ziehtdaraus einen Schluß , der eigentlich jedem Deutschen die
Schamröte ins Gesicht treiben sollte. Vom Ausländer wird
in Deutschland niöhts mehr und nichts weniger gefordert , als
Achtung der für jedermann maßgebenden Gesetze und Vor¬
schriften. Wer diese Achtung nicht aufzubringen vermag , hat
sich damit abzufinden , daß er entsprechend behandelt wird . Zn
diesem Zweck werden auch weiterhin Polizeikontrollen durch¬
geführt werden , wenngleich es bei denjenigen, die ihren Wein
lieber an Ausländer als an Deutsche verkaufen, lebhaftes Un¬
behagen hervorruft .

„Geksbren kür den INeckar -Donsukanal ."
Von dem 1 . Vorfitzenden des Südwestdeutschen Kanalver¬

eins , Geh. Hoftat Dr . P . Brnckmaun, erhalten wir folgende
Zuschrift :

»Nachdem Sie in Ihrer Nummer 73 vom 27. v . M . einen
Teil des Artikels des Stuttgarter „ Neuen Tagblatts " om 21 .
März über den Neckar-Donaukanal wiedergegeben und zudiesem Artikel Stellung genommen haben, bitten wir Sie ,
auch die beiliegende aus Kreisen unserer württembergischen
Landesgruppe stammende Entgegnung , die in Nr . 141 deS
Stuttgarter »Neuen Tagblatts " vom 25. März 1022 erschienen
ist , abzudrucken und gleichzeitig auch folgenden AusführungenRaum zu geben.

Auch namens des Südwestdenffchen Kanalvereins als sol¬
chen könne » wir feststellen , daß der Tagblattartikel vielfach
von unzutreffenden Boraussevungen ausgeht und offsenbareiner nur ganz vereinzelten Anschauung Ausdruck gibt, so daßin keiner Weise im Zusammenhang mit chm von „Kreisen umdas »Stuttgarter Tagblatt ", »Anhängern des Artikelschreibers"
und von „maßgebenden württembergischen Kreisen " gesprochenwerden ' kann, wie dies in der Entgegnung in der „ K . Ztg .

"
geschieht . Andererseits glauben wir aber , auch der Gegen¬
überstellung badischen und württembergischen „ Einflusses " in
der Leitung der Neckar-Aktiengesellschaft und Neckarbaudirek¬
tion entgegentreten zu müffen, die in eben diesem Artikel der
»Karlsr . Ztg .

" versucht wird.
In .

der ersten Ausschuhsitzung des Gesamtvereins nach der
endgültigen Errichtung der Neckar-Aktiengesellschaft hat der
Vorstand der letzteren erklärt , daß es für ihn keinen badischenund württembergischen Neckarkanal gebe , sondern ein einheit¬
liches , gemeinschaftliches Werk, dem alle Glieder des Unter¬
nehmens , mögen sie stammen, woher sie wollen, ohne Sonder¬
interessen. Vorbehalte und Einschränkungen zu dienen habenund dienen werden . In diesem Sinn ist, wie wir aus eigener
Anschauung bestätigen können, bisher reibungslvs und in
vollkommener Harmonie in der Reckar -AktienMellschaft ge-
arbeitet worden «nd wird , dessen sind wir sicher, weiter .ge¬arbeitet werden. Auch in den Ausschüssen des Auffichtsrats ,in deren jedem übrigens Baden — sei es bie Regierung , sei esdie badische Wirtschaft — vertreten ist, sind alle wichtigen Be-
schlüffe einstimmig gefaßt worden ; insbesondere gilt dies auchdom Bauprogramm .

Nicht ander - steht es mit der bauausführenden Behörde ,der Neckarbaudirektion. Wie übrigens der Vorstand der Neckar -bäudirktion ftüher württembergischer Staatsbeamter war ,
so kommt sein Stellvertreter , dem weitester Spielraum zurBetätigung gelassen ist, aus dem badischen Staatsdienst . Fiftverfehlt aber halten wir es, von „badischem (oder württem -
bergischem ) Einfluß " in der Neckarbaudirektion zu sprechen , wo
ausschließlich sachliche Gesichtspunkte entscheiden .Nur in solcher Zusammenarbeit — wie bei der Neckar -Aktien¬
gesellschaft und Neckarbaudirektion. so auch im Kanalverein undin der Öffentlichkeit — kann das Werk aedeihen und gelingen .

. ;% !). Hoftat Dr . Peter Bruckmann,
1. Vorsitzender des Südwestdeutschen Kanalvereins .

"
Die oben erwähnte, dem „Stuttgarter Reue« Tagblatt " vom

85 . März 1922 aus bestunterrichteten Kreisen der LandrS -
gruppe Württemberg de» Südwestdeutschen Kanalvereins zu¬
gegangene Entgegnung auf den in Rede stehenden Artikel „Ge¬
fahren für den Neckar-Donaukanal " lautet :

„ Auch wir bedauern manche Maßnahme der Landesgrappe
Baden unseres Vereins , die den Anschein erwecken könnte, als
ob sein« Einteilung in Landesgruppen nicht , wie erhofft , dem
Gesamtverein zu größeren Erfolgen in Baden und zu noch
stärkerer Wirkung nach außen verhelfe, sondern einen — in
Wirklichkeit nicht mehr vorhandenen — Gegensatz zwischen den
badischen und württembergischen Interessenten erneut und
verstärkt hervortreten lasse, unter dem das Schicksal der Neckar¬
kanalisierung ftüher zu leiden gehabt hat . Wir haben aber
nicht den mindesten Grund , anzunrhmen , daß es nicht „allen
maßgebenden Stellen in Baden um eine sachliche Förderung
der für ganz Südwestdeutschland lebenswichtigen Frage de»
Reckar -Dvnaukanals zu tun sei", sind vielmehr der festen
Überzeugung, daß es in Baden — wie in Württemberg —
weder die Regierung noch das Bolk in allen seinen Teile « an
kräftiger Mitarbeit an de« Ausgaben der Reckar .Aktiengesell-
schaft und der Förderung der Rhein -Dvnau -Berbindung über
den Neckar auch in finanzieller Beziehung wird fehle»! lassen.
Es erscheint uns deshalb auch ganz verfehlt, von „Gefahren
für de« Neckar -Donaukanal " zu reden ; im Gegenteil hat die
vor kurzem zustande gekommene „Ditzenbacher Vereinbarung "
über den Ausbau der oberen Donau eine tatsächlich bestehende
Gefahr für die Verbindung mit der Donau wesentlich ver¬
ringert .

Zur Neckar-Aktiengesellschaft aber darf man das Vertrauen
haben , daß sie auch unter den durch unsere allgemeine Wirt¬
schaftslage und die Entwertung der Mark für sie nicht mehr
al» für andere derartige Unternehmungen erschwerten Ver¬
hältnissen ihre Aufgabe mit aller Energie fördern und durch¬
führen wird .

"
Die vorstehenden Mitteilungen beweisen, wie ungerechtfer -

tigt die Angriffe de» Artikels de» „Stuttgarter Reuen Tag »
blatts " und wie berechtigt unsere Abwehr war .

irurze Oacbricbten aus Kaden.
DZ . Arbeiterschaft «ad Alkoholfragr. Im ArbeitSministe-

rium fand eine Konferenz von Vertretern der Arbeiterorga -
nisationen zur Bekämpfung des AlkoholismuS statt, die vom
Vorsitzenden des Landesverbandes gegen den Alkoholismus ,
Ministerialdirektor Dr . Fuch», unter Hinwei» auf die zahlreiche
Beteiligung herzlich begrüßt wurde.

Arbeitsminister Dr . Engler hielt einen Vortrag über die
Bedeutuno des Alkobolismus kür Deutschland in Gegenwart

u . Zukunft . Sr erinnerte an die glichen Erfolge der Abstinenz-
bewegung in Arbeiterkreisen und appelliert« an die Ge¬
werkschaften, fich heute mehr wie je mit der Alkoholfrage zu
befassen schon mit Rücksicht auf deren Einfluß auf die Volks¬
ernährung . Wenn man die Alkoholproduktionzun» mindesten
stark cinschränkte, könnten, riesige Mengen von Nahrungs¬
stoffen gespart werden, die unser Volk he^ te so notwendig
braucht . Besonders geboten sei ein scharfer Kampf gegen den
Schnaps . Die Aufklärung über die volkswirtschaftliche Be¬
deutung der Alkoholftage müsse in alle Bevölkerungsschichte «
getragen werden . Der Vorsitzende der Preisprüfungsstelle
Karlsruhe , Dr . Edwin Müller , gab Anregungen zur Bekämp¬
fung der Alkoholnot, die fich durch das Gemeindebeftimmungs-
recht durchführen ließen . In der Aussprache, die volle Ein¬
mütigkeit in dem erstrebten Ziel brachte , wurde u . a . daraus
abgehoben, daß die englischen Arbeiterorganisationen grund¬
sätzlich abstinente Führer wählten.

DZ . Heidelberg, 6 . April . Der Neckar führt Hochwasser ,
weshalb die Schiffahrt eingestellt werden mußte . Im Ober¬
lauf ist er da und dort über die Ufer getreten . Doch wird
aus Cannstatt bereits ein Stillstand und Rückgang des Hoch¬
wassers gemeldet, da in der Nacht zum Mittwoch der Regen
nachgelassen hat . In der Gegend zwischen Pfauhausen und
Köngen ist der Verkehr unterbrochen wegen des Dammbruches
bei der Kiesbaggerie in Pfauhausen . '

DZ . Offenburg , 5. April . Zu dem Toppelmokd in Schutter¬
wald wird der „ Offenburger Zeitung " noch folgendes berichtet:
Da man annimmt , daß der anscheinend geistesgestörte Täter ,
der Eisenbahnarbeiter Heuberger, den Tod in dem brennenden
Harfe gesucht und gefunden hat, wird jetzt die Brandstätte auf¬
geräumt , um sich über diese Annahme Gewißheit zu verschaf¬
fen . Die in dem brennenden Hause Vorgefundenen Leichen
wiesen mehrere Stiche auf , so die der Schwester fünf Stiche
in der Brust . Der Täter hat die Tat mit einem langen schma¬
len Stilett begangen, das am Tatorte aber nicht gefunden
wurde . Hinter der Haustür entdeckte man ein kleines Gewehr,daS der Täter vermutlich zu seiner Sicherheit und um Störun¬
gen vorzubeugen , dort bereitgestellt haben dürfte . Die Betten
waren angezündet worden, jedoch ersstckten die Flammen . Heu¬
berger hatte alle Fahrnisse mit Ketten zusammengebunden,
sämtliche Türen von innen verriegelt, also gezeigt , wie raffi¬
niert er seine grausige Tat vorbereitet hatte . . Bei dem Brande
des Anwesens sind sämtliche Hühner und Schweine mitver¬
brannt , während das andere Vieh gerettet werden konnte.
Glücklicherweise wehte der sogenannte „Straßburger Wind ",
so daß die Funken aufs freie Feld flogen. Das Gerücht, der
Täter habe noch auf der Sparkasse sein Guthaben abgehoben,
bestätigt sich nicht . In Billingen und Triberg wurden zwei
Leute gleichen Namens verhaftet , aber wieder freigelaflen , da
sie mit dem Täter nicht identisch sind .

Aus der Landeshauptstadt .
DZ . Schwurgericht. Die 24jährige Dienstmagd Luise Tscha«

aus Sulzbach wurde wegen Kindestötung unter Zubilligung
mildernder Umstände zu 2 Jahren Gefängnis verurteilt . —
Wegen eines Sittlichkeitsdeliktes hatte sich der Hilfsarbeiter
Georg Andreas Bender vor den Geschworenen zu verantworten ,
die ihm mildernde Umstände zubilligten. Das Urteil lautete
auf 1 Jahre Gefängnis . Der Eisenbahnassistent C . Kehl aus
Freiburg stand wegen Amtsunterschlagung vor Gericht. Er
hatte in der Zeit vom Mai bis Dezember v. I . im Dienste
bei der Güterabferttgung in Baden -Oos im ganzen 2680 M.
zum Nachteil des Eisenbahnsiskus veruntreut und erhielt dafür
eine Gefängnisstrafe von 7 Monaten .

Wegen Raubversuchs stand der am 28. Juli 1900 in Pfullen -
dors geborene ledige Friseur Karl Paul Zrmbrvd vor den Ge¬
schworenen. Der Angeklagte, der schon 5 mal vorbestraft ist,war erst am 18. Februar d . I . aus dem Gefängnis nach Ver¬
büßung einer Strafe von 1 Jahr und 4 Monaten entlasse»worden . Nachdem er ain Abend des 21 . Februar die Gegendin Iffezheim ausgekundschaftet und im Schopf des Landwirt *
Schneider , eines entfernten Verwandten, sich einen Holzprügel
bereitgestellt hatte , kehrte er nach Rastat zurück, wo er über¬
nachtete. Am nächsten Tag begab er sich wieder nach Iffezheimund stieg abends in der Dunkelheit mit dem Prügel bewaffnet ,in das Haus seines Großonkels. Nachdem er iin Vorzimmer
nichts gefrlnden hatte , betrat er das Schlafzimmer des Schnei¬der und versetzte diesem , der schon im Bette lag, mit den Wor¬ten : „ Geld heraus ! " zwei heftige Schläge auf den Kopf . OhneGeld gefunden zu haben, flüchtete er nach Rastalt , konnte aber
schon nach 1 Stunde festgenoinmen werden. . Schneider, übri»
gens ein Mann von 75 Jahren , vermochte trotz der schwere«
Verletzung das Bett zu verlassen und um Hilife zu rufen ; erwurde von der Nachbarschaft und dem alsbald herbsigeeiliten
Arzte blutüberströmt auf dem Stuhle sitzend angetroffen . Die
Geschworenen bejahten die Schuldftage nach schwerem Raub¬
versuch unter Versagung mildernder Umstände . Das Gerichterkannte gegön den arbeitsscheuen und anscheinend unver¬
besserlichen jungen Menschen auf eine Zuchthausstrafe von6 Jahren , 5jahr,gen Ehrverlust und Zulässigkeit der Volizeiauf-
sicht. Zwei Monate der erlittenen Untersuchungsbaft wurden
angerechnet . Der alte Schneider hat sich verhältnismäßig bald
erholt und machte heute als Zeuge durchaus klare Angabenüber den Hergang der Tat .

Landestheater . Aus der Theaterkanzlei wird uns geschrie¬ben : Eine besondere Veranstaltung bietet am Sonntag , deck9. April die Landestheaterleitung im hiesigen Konzerthause.Das deutsche Bolkslied in Gesang, Bild, Spiel und Tanz istder Untertitel eines deutschen VolkSlied -rabends , der die er-
lesensten Schätze unserer herrlichen Volksweisen in wechselnde .
Form der Wiedergabe aufweisen wird. Durch Schubert»
„Rosamunde "^vuberture eingeleitet, nimmt der erste Teil de»
Programm » Bedacht auf den Charakter des Feiertags (Palm -
sonntag ) und bringt alte Ostergesänge, jenes bewegende Lied
aus dem 16 . Jahrhundert „ In sttller Nacht "

, Marienlieder
und Thorgefänge , teils in szenischer Darstellung unter Beglei¬
tung der Orgel . Der zweite Teil beginnt mit Kinderlied . ru
und Reigen aus verschiedenen Zeitabschnitten, vermittelt die
Bekanntschaft mit einem wenig bekannten Chorliede aus aem
Lochamer Liederbuch 1462 und zeigt weiterhin heitere Volks¬
weisen auf , die ein Quartett , aus den ersten Solokräften de,
Landesbühne gebildet, zu Gehör bringt . Die schönsten Wie¬
genlieder , von Brahms und Carl Maria von Weber in Musik
gesetzt , ein phantastisches Kindertanzlied „Der Butzemann *
runden diesen zweiten Teil . Neben den Solisten des Lande»»
theaters wirkt ein Gesangschor mit, den das Badische Konser¬
vatorium aus den Reihen seiner Gesangsschüler und -Schüle¬
rinnen ausgewählt hat . Die Leitung dieses Chores siegt in
den Händen von Prof . Heinrich Kaspar Schmidt. Den Be¬
schluß des Abends bildet ein 2aktigeS Volksliedersingspiel „Fin¬
den und Meiden " von Felix Baumbach, in Musik gesetzt von
Heinrich Kaspar Schmid. Dieses Werk erlebte kürzlich sein»
Erstaufführung mit wärmstem Erfolg und geh: auch diese*
Mal unter Leitung de» Komponisten in Szene . Di« Regie
hat der Verfasser Äernommen . Da» Orchester wird geste»



Gerneindepoltt. TRunböcbau«
Verwalt »»- »»k ivsseutüchkeit .

Notwendigkeit und Wirkung behördlicher Aufklärung .
Von Dr . Herbst, Erfurt .

XL . Die Zusammenfassung der Nachrichtenämter nach er¬
giebigen Besprechungen bei ihrer Tagung in Halle, Mitte
September 1921 charakterisiert die Bedeutung , besonder- von
der Presse seit langem mit Recht erstrebter Formen , vor allem
bei den Stadtverwaltungen den weiteren AuSba« ihrer Auf-
NSrungstätigkeit zu fördern , wenn nicht eine solche überhaupt
erst einzuführen . ES erübrigt nach früheren und auch über
die Tagung selbst gegebenen Berichten, die Notwendigkeit einer
umfassenden und richtigen behördlichen Nachrichtengebung zu
begründen . Dafür sprechen schon manche praktischen Erfah¬
rungen , die in zahlreichen Einzelfällen ergeben, wie wichtig ,
notwendig , ja schließlich es überhaupt gar nicht zu umgehen
ist, das Wirken und Werden einer Verwaltungstätigkeit
dauernd und systematisch darzulegen , welche wertvollen, ver-
waltungs - und bevölkerunpspshchologischenWirkungen dabei
erzielt werden . Solche Einzelfälle zur Vertiefung und Förde¬
rung des Problems davzustellen, dürfte vchmngegangenen
Ausführungen zweckmäßig anzuschließen sein.

Um die Entwicklung, das Werde» kommunaler Maßnahmen
verfolgen zu können, ist die Öffentlichkeit ständig mit den
entsprechenden Berichten zu versehen. Dadurch wird vor
allem das Interesse der Bevölkerung am BerwaltungSleben
»vachgerufen und diese zugleich zum Verständnis , zur Einsicht
gegenüber ihr sonst vielleicht unklaren Vorgängen geführt .
Sie wird auf diese Weise dauernd zur geistigen Mitarbeit ver¬
anlaßt . Sich daraus ergebende Anregungen können mit¬
unter Verbesserungen erzielen . Besonders wichtig dabei ist
aber die zweifellose Umgehung von Reibungsflächen , die sonst
unvermeidbar find, wenn die öffentliche Meinung nicht genü¬
gend unterrichtet ist . Es ergeben sich dann zahlreiche un¬
nötige Anfragen , die oftmals , wie es mitunter der Fall war ,
unbeantwortet bleiben und schließlich zu Erregungen führten ,
welche die laufende Information ohne weiteres abwendet.
ES ergibt sich fchon in diesem Zusammenhänge eine sachge¬
mäße Wahrung mehrfacher Interessen und richtiger Befrie¬
digung selbstverständlicher Bedürfnisse von Verwaltung , Öf¬
fentlichkeit und der Vermittlerin beider, der Presse , denen
sämtlich gleichzeitig Nutzen und Vorteile daraus erwachsen .

Nicht nur die entstehenden, sondern auch die bestehende »
Einrichtungen der Verwaltung find Gegenstand der Aufklä¬
rungstätigkeit einer modernen Behörde. Was zur Begrün¬
dung ihrer ersten Formen bereits ausgeführt ist, gilt hier im
verstärkten Maße . Die Öffentlichkeit hat im allgemeinen nur
unklare Vorstellungen von den verschiedenartigen und viel¬
seitigen gemeindlichen Arbeitsgebieten . Daraus entstehen oft
Kritiken , deren Unsachlichkeit und Unzweckmäßigkeit auf sol¬
cher Unkenntnis beruhen . Sie beeinflussen aber oft die öf¬
fentliche Meinung in ungeeigneter und für die Verwaltung
bisweilen schädlicher Weise. Oder es handelt sich um tar-
sächlich fachliche Kritiken , die mitunter für die Behörden recht
wertvoll werden können, wenn der Weg vorhanden wäre , sie
ihnen zuzuleiten . Und eineu solchen kann nur die ständige
Fühlungnahme mit der Öffentlichkeit durch die Presse bieten,
die schließlich auf Grund ihrer ausgesprochenen Beziehungen
zur Verwaltung im Interesse aller Beteiligten solche vielleicht
zu weit gehenden Erörterungen rechtzeitig abbrechen wird
oder kann, da sie entweder selbst genügend informiert ist oder
Aufklärung grundsätzlich erlangen kann, wenn der Nachrichten,
dienst richtig aufgezogen ist . Es ergibt sich somit auch in
diesem Zusammenhänge die bereits betonte dreifache Nutzung
und Auswertung gleichberechtigter Interessen .

Eine Verwaltung erkennt rechtzeitig die Notwendigkeit, daS
Stadtinnere durch eine direkte Straßenanlage mit den äuße¬
ren Stadtteilen zu verbinden , die teilweise noch der Aus¬
schließung harren . Sie bildet eine wesentliche Erleichterung
für den Verkehr der werktätigen Bevölkerung. Die Anlagen
müssen sich zugleich besonderen Schwierigkeiten des Geländes
anpassen, das alte , außerdem geschichtlich hervortretende Bau¬
werke aufweist, und deren Erhaltung bei der praktischen
Durchführung des Straßenbaues angezeigt erscheint. Wird
die Öffentlichkeit früh genug von derartigen Plänen und
Absichten unterrichtet , dann fallen von selbst unliebsame Er¬
örterungen weg , welche sich allein schon an den Gedanken von
der Notwendigkeit solcher Vornahmen geknüpft hätten .
Und mit welchem Interesse wird dann an Hand der ständigen
Aufklärung und Berichterstattung die Bevölkerung den Fort¬
gang der Arbeiten selbst bis zu ihrer Vollendung verfolgen,
während ste sonst gar nichts davon geahnt hätte . Steht aber
die Übergabe der Bauwerke an die Öffentlichkeit unmittelbar
bevor, so ist wiederum eine unifassende Berichterstattung
nötig, um rückschauend den Gang der Arbeit zu verfolgen,
sie gebührend zu würdigen , ihre Schwierigkeiten und Kosten

a»szuzetgen «nd bi« Ei»«icht»nz selbst genau zu schildern. Da¬
durch tmrb weitere» Juteresse erweckt und die Bevöüeruu »
entlegener Stadtteile , »te sonst vielleicht gar nicht» darüber
gehört hätte, erfährt davon und wird veranlaßt , die neuen
Einrichtungen zu besichtigen .

Ähnlich liegen die Dinge bei der Errichtung von Schal -
gebände« und sonstige» bauliche» A»laze », vor allem der
WohuuugSbautäti - keit, welche bei der besonderen Lage der Ver¬
hältnisse auf diesem Gebiete eigener fürsorglicher Aufklärung »-
tätigkeit bedarf . Oder in Kaualffatt »«»-, Tiefbau -, Straßeu -
reinigungs . «nd StraßenbelruchtungSauzelegenhetten können
so viele Unklarhetten in der Öffentlichkeit entstehen, wenn sie
nicht dauernd auf dem Laufenden gehalten wird, um eine
reibungslose Entwicklung zu gewährl« sten , wie e» die grund -
fätzlichen Darlegungen ausführen . Poltzeifragen , Gesund-
heltS- und Berkehrswrfen . überhaupt alle mit der zunehmen¬
den und erforderlichen Einstellung der Gemeindepolitik auf die
Gemeindewirtschaft zusammenhängenden , die Öffentlichkeit
besonders berührenden Wirtschaftsfragen und Aufgaben bil¬
den weitere wichtige Gegenstände im neuzeitlichen, behörd¬
lichen Pressewesen, dessen zahlreiche vereinzelte Momente stän¬
diger Berichterstattung sich aus dem Flusse der Zeit und ihrer
Entwicklung immer wieder von neuem ergeben.

Mer die Mittel städtischer Aufklärungsarbeit ist schon ge¬
nügend verbreitet worden. ES sind die stete Fühlungnahme
mit der Presse zwecks ständiger Information in Konferenzen
die Meinungen speziell hierüber sind bei der Presse selbst
ehr geteilt . Red. ) , die regelmäßige Vorführung städtischer

Einrichtungen , Maßnahmen und Vorbereitungen jeder Art
durch Besichtigungen und die Heranziehung der Presse zu be¬
sonderen Anlässen in der Verwaltung bei Feiern . Festakten,
Versammlungen und Zusammenkünften verschiedener Art .
Hierauf muß ein moderner behördlicher Pressedienst scharf ein-
gestellt werden und grundsätzlich die freie Information ermög¬
lichen an Stelle eigener abgefaßter Berichte, soweit es sich
nicht um notwendige Unterlagen aber nachgesuchte formu¬
lierte Erläuterungen handelt . Selbstverständlich besteht schon
seit langem die parlamentarische Information . Dabei ist aber
die rechtzeitige, lückenlose Bereitstellung des durchgearbeiteten
Materials anzustreben .

Eine individuelle Nachrichtenversorgung ist technisch schwie¬
rig , aber grundsätzlich nicht abzulehnen . Der Jniative der
einzelnen Organe kann Rechnung getragen werden . Inter¬
esse und Notwendigkeit der einheitlichen Vorbereitung wich¬
tiger Angaben sollte auch dann noch gewahrt und gewürdigt
werden.

Die ganze Entwicklung in Deutschland hat einen Weg ge¬
nommen , die wirtschaftliche Forderungen stellt, welche beson¬
dere, vielfach ständig veränderte Maßnahmen ergibt . Es ist
daher die Notwendigkeit laufender , planmäßiger Aufklärung
zwingend, in deren voller Wirkung gleiche Vorteil « liegen für
Verwaltung und Öffentlichkeit.

Otaatsanzeiger.
Die Lotterte des Landesverbandes Württemberg des Zentral -
verbände» Deutscher Kriegsbeschädigter und Krlegstetlnehmer
und der württemberglschen Vereinigung der a«S Elsaß -Loth¬

ringen Vertriebenen betr .
Dem Landesverband Württemberg des Zentralverbands

Deutscher Kriegsbeschädigter und Kriegsteilnehmer und der
württeurbergischen Vereinigung der aus Elsaß -Lothringen Ver¬
triebenen wurde die Erlaubnis zum Vertrieb von 10 000 Losen
der von ihnen veranstalteten Geldlotterie zugunsten ihrer
Bereinsbestrebungen — Preis des Loses 4,18 M . zuzüglich
84 Pf . Reichsstempelabgabe, Ziehung : 24 . Mai 1922 — im Ba¬
dischen Staatsgebiet erteilt .

Karlsruhe , den 4 . April 1922 .
Badische » Ministerium des Inner ».

R e m m e l e. Schmidt.

Die Lotterie zur Wiederherstellung der St . Lorenzkirche in
Nürnberg betr .

Dem Verein zur Wiederherstellung der St . Lorenzkirche in
Nürnberg wurde die ErlauSnis zum Vertrieb von 10 000 Lo¬
sen der von ihm veranstalteten Geldlotterie zugunsten der Wie¬
derherstellung der St . Lorenzkircke in Nürnberg — Preis des
Loses 3,33 M . zuzüglich 67 Pf . NeichLstempelabgabe, Ziehung :
9./10 . Mai 1922 — im Badischen Staatsgebiet erteilt .

Karlsruhe , den 4 . April 1922.
Badisches Ministerium des Innern .

SemracU . Schmidt.

Die Prüf«», i« Hnfbeschl«, betr.
Mit Bezug auf h 3 der Verordnung vom 24. Juli 1834

(Gesetz, und Verordnungsblatt Nr. XXX Seite 847 ) wird
bekannt gegeben, daß die öffentliche Prüfung im Hufbefchln»

Dienstag , den 25. « pril ff. I ., vormittags 8 Uhr
beginnend, in der Hufbeschlagfchule zu Karlsruhe ;

Donnerstag , dr« 27. April lf. 3 », vormittag » 8 % Uhr
beginnend, in der Hufbeschlagfchule zu Meßkirch ;

SamStag , den 29. April lf. vormittag » 8 Ubr
beginnend, in der Hufbeschlagfchule zu Mannheim stattftnden
wird.

Wer die Prüfung ablegen will, hat durch Vermittlung de»
Bürgermeisteramts seines Wohnorts ein schriftliches Gesuch
unter Namhaftmachung derjenigen Schule einzureichen, an
welcher er die Prüfung abzulegen gedenkt.

Der Anmeldung müssen der Geburtsschein des Bewerber »
und der bürgermeisteramtlich beglaubigte Nachweis über di«
mindestens vierjährige Tätigkeit im Schmiedehandwerk bei¬
gelegt fein.

Karlsruhe , den 5. April 1922 .
Badisches Ministerium de»

Der Ministerialdirei .
I . A . : Rein . Allgeier.

ßdersonellcr Teil.
Ernennungen, Versetzungen, Zuruhesetzungen usw

der planmäßigen Beamte«.

AuS dem Bereich des Ministeriums des Inner «.
Planmäßig angestellt :

Die Verwaltungsaktuare Albert Dietz , Wilhelm Schumacher
und Ludwig Späth bei der GebäudeverstcherungSanstalt in
Karlsruhe als Verwaltungsobersekretäre , Kanzleigehilfe Va¬
lentin Schmitt bei der GebäudeverstcherungSanstalt als Kanz-
leiassistent.

Versetzt :
Verwaltungssekretär Gustav Adolf Mosbach bei der Regi¬

stratur des Ministeriums des Innern zur 0Wv »„v »-<yr
rungsanstalt .

Justizministerium .
Auf Zulassung verzichtet:

Rechtsanwalt Dr . Karl Hihler in Baden ,
Ernannt :

Die Bürogehilfen Gustav Friebolt « beim Notariat Badisch -
Rheinfelden , Ernst Harneit beim Notariat Rheinbischofsheim,
Karl Laun beim Amtsgericht Boxberg, Josef Warueckr beim
Notariat Freiburg und Josef Zrifer beim Notariat Kenzinge«
zu Justizassistenten ; die Kanzleigehilfen Theodor Pfeiffer
beim Amtsgericht Philippsburg und Wilhelm Schwanz beim
Amtsgericht Müllheim zu Kanzleiassistenten.

Versetzt :
Die Justizobersekretäre Benjamin Dteringer oeim Amts¬

gericht Schopfheim zum Notariat daselbst und Leonhard Mar¬
tin beim Notariat Schopfheim zum Amtsgericht daselbst.

Ministerium des Kultus und Unterrichts .
Ernannt :

Handelslehrkandidat Emil Schreiber von Burkheim zum
Handelslehrer an der Handelsschule in Furtwangen , Gewerbe¬
lehrkandidat Friedrich Hehn von Lauda zum Gewerbelehrer
an der Gewerbeschule in Mannheim .

Kath. Kultus.
Der auf die Pfarrei Seelbach, Dekanats Lahr , ernannte

Pfarrer Anton Volk jun ., seither Pfarrer in Heudorf, wurde
am 12. März d . I . kirchlich eingesetzt

Gestorben :
Notar Eugen Bnrckhardt in Durlach .
Rechtsanwalt Heinrich Strohmeyer in Lahr .
Gewerbelehrer Emil Notzinger an der Gewerbeschule in

Mannheim .
Revrsionsoberinspektor Karl Theodor Kiefer beim Berwal -

tungshof .
Verwaltungsoberinspektor Anton Leinz beim Bezirksamt

Osfenburg .
Gerichtsoberverwalter Max Bollong beim Landgericht

Mannheim .

Badisches Landestheater.
Samstag, 8. April . 7— 10 Uhr - 2» M.

Theater -Gemeinde B .V .B . Nr . 1—300 .
Des Meeres und der LiebeWellen.

Im Landestheater . So - 16 . Parsifal. 4- (55 .00.)
— Mo . 17 . Parsifal. 4 . (55 .00 ) — Die. 18 .* Abonn.
Abt . A Ne . l . Kater Lampe . 7 . (25 .00.) Tli- Gem.
B .V .B. Nr. 301 — 400, 1001 —1100.

Mit dieser Vorstellung beginnt das Abonnement
Dasselbe zerfällt in 7 Abteilungen (A, B, C, D , E,F , G) zu je 6 Werktagsvorstellungen (halb Oper,halb Schauspiel ) . Preise für eine Vorstellung: I . Rang
M . 34 00, Sperrsitz I M . 30 00, Sperrsitz II und
Parterre-Loge M - 26.00, II . Rang M . 20.00, III . Rang
M . 1400 . Die Karten können an der Vorverkaufs¬
kasse eingelöst werden-

Im Konzerthaus « Die . 11 * Volksbühne . H 8.
Der Pfarrer von Kirchfeld. 7. (21 .00.) — Mi . 12.
Volksbühne. L 2 . Kater Lampe . 7 . — So . 10“.* Im
weißen Rößl. 7 . (21 .00.) — M . 17 .* Im weißen Rößl.
7 . (21 -00-) — Mi . 19 - Volksbühne. L3 . Kater Lampe. 7 .

Auslosung der Karten für die Teilnehmer der Th .-
Gem. jeweils am Vortag und Tag der Aufführung
in der Geschäftsstelle (10— 4—6 Uhr) - Vorrecht
für Umtausch der Vorzugskarten und Vori aufsrecht
der Inhaber von Vorzugskarten am Freitag, den
7 -, nachm. V,4 - -5 Uhr, allgemeiner Verkauf und
weiterer Umtausch von Samstag-

, den 8. an. Am
Samstag , den 8- ist die Vorverkaufskassenachmittags
geschlossen .

AdP Wir kaufe «
selb «! grSBte Posten

^ Kugellager
Findling & Co . ,Blrr.8W . 11 .

Königgrätzerstr. 70.

Metallbetten
Stahlinatri, Kinderbett. , direkt
an Private, Katalog 78 R frei.
E !senmöbelfabrikSuht (Thür)

MsWmiM lind
» sWelMhiitung
nach dem in Baden geltenden Recht

Eingehende Darstellung der in
Betracht kommendenVorschriften
des Bürgerlichen Gesetzbuches
und des Badischen Jagdgesetzes
— nebst VollzugsVerordnung —

Von
Dr . Max Dittler » Amtmann

Preis 9 Mark-

Bezug durch alle Buchhandlungen und vom
Verlag der G . Brannsche « Hofbuchdrmkeret

in Karlsruhe , Karisriedrichstraße 14-

Hochbauarbeiten für den
Umbau de» Aufnahmege.
bäudes in Pforzheim öf¬
fentlich zu vergeben. Ei¬
senkonstruktionen, Stampf¬
asphaltplatten , Kunstgra¬

nitplatten , Wandbeklei¬
dungen u. Terrazoböden.
Zeichnungen. Bedingun¬

gen und Arbeitsbeschriebe
auf unserem Büro Lui»
seivstraße 2, Zimmer Nr.
9, zur Einsicht. Dort auch

Abgabe der AngebotSvor̂
drucke. Angebote verschlos¬
sen, mit entsprechender
Aufschrift, bis Freitag , 21.
April, vorm. MU Uhr,

dem Zeitpunkt der Eröff¬
nung , postfrei und ver¬
schlossen an uns cinzurei -

Zuschlagsfrist drei
Wochen . M .796.2 .1

Pforzheim » 5. April 1922 .
Bahnbauinspektw ».

MlNl1 .HlMI 3. Mi
spielt die Hauptziehung
der Prcuß .-Südd . StaatS -
lstterie mit 225 000 Ge¬
winne auf 152 Mill . M.
Erneuerungslose sind für
bisherige Spieler noch
teilweise diese Woche er¬
hältlich, auch Kauflose sind
in beschränkter Zahl ver¬
fügbar bei

Ludwig Götz
Bad . Lotterieeinnehmer

Hebelstr. 11, b. Rathaus .

SDtgcrl. Hefspfltgt
l Ktrritigr SniSlsbaNeit.
M .769.2.1 Karlsruhe .

Der Georg Heller, Inha¬
ber der Garage Brüder -
letn in Baden - Baden,
Langestr . 95 , Prozeßüe-
vollmächtigte: Rechtsan¬
wälte Dees . Herrmann u.
Hauser in Baden -Baden ,
klagt gegen die Frau Sy-
billa Roelrn gev . Frenz ,
früher zu Baden -Baden ,
z. Zt . unbekannten Auf¬
enthalts , auf Grund
Werkvertrags nnt dem
Anträge , die Beklagte zur
Zahlung von 8000 Mark
nebst 4 Proz . Zins hier¬
aus seit 6. Oktober 1921
und der Kosten des
Rechtsstreits, einschließlich
der Kosten de» Arreswer -

fahrens zu verurteilen u.
das Urteil gegen Sicher¬
heitsleistung für vorläufig
vollstreckbar zu erklären .

Der Kläger ladet die Be¬
klagte zur mündlichen
Verhandlung des Rechts¬
streits vor die 3. Zivil¬
kammer des Landgerichts
zu Karlsruhe aus Freitag ,
den 30. Juni 1922, vor¬
mittag» 9 Uhr, mit der
Aufforderung , einen bei
dem gedachten Gerichte
gugelassenen Anwalt zu
bestellen.

Zum Zwecke der öffent¬
lichen Zustellung wird
dieser Auszug der Klage
bekannt gemacht .
Karlsruhe , 3. April 1922 .
Der Gerichtsschreiber des

Bad. Amtsgerichts.

AlMem
StaMllliip .

« MWlMlWs
Das Bad . Forftamt Bonn -

dorf (im Schwarzwald )
verkauft freihändig etwa
1700 Fstm. Nadellangholz
und zwar Fichten, Tannen
und Forlen . M .782

Verzeichnisse und nähe¬
re Auskunft durch das
Forftamt . Schriftliche, auf
ganze Lose lautende , in

Prozenten der L.G .P ,
ausgedrückte Angebote

werden bis Mittwoch, de»
19. April 1922 angenom¬
men.

MitsiergebW.
Die Arbeiten des In¬

nenausbaus für Forst¬
warthaus Reuba « Nieser«
( Verputzarbeiten, Holzfuß¬
böden , Glaser -, Schrei
ner - , Schlosser-, Maler¬
und Tapezieravbeiten - und
Waflerzu - u . -Ableitung )
sind nach Fin -»Min .-Erlatz
vom 3 . Januar 1907 öfJ
fentlich zu vergeben.

Einsicht in Zeichnungen
und Bedingungen am 11 .
und 12. April vormittag »
im Baubüro der ehemali¬
gen Heil- und Pflegean¬
stalt in Pforzheim und ab
15. April auf dem Be¬
zirksbauamt Karlsruhe ,
Stefanienstr . 28.

Angebotsformulare an
beiden Stellen gegen Er¬
stattung der Selbstkosten.

Angebote verschlossen u.
portofrei mit der Auf¬
schrift «ForstwarthauS

Niefern " an Bezirksbau¬
amt Karlsruhe bis 21-
April 1922, 10 Uhr vor¬
mittags Eröffnung dro
Angebote. M .781
Karlsruhe , 5 . April 1828 .

Brzirksbauamt »
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